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VORWORT

~Haftung” ist immer ein Reizwort. Rechtlich bedeutet es aber nichts anderes als das ,Einstehenmiissen
fur Fehlverhalten” Es dreht sich also alles um die Frage, ob jemand etwas falsch gemacht hat, sich also
nicht an Gesetze, Verordnungen oder Bescheide, allenfalls auch an Vertrdge, gehalten hat. Der Arbeits-
ausschuss des OWAV hat die anspruchsvolle Aufgabe (ibernommen mit Blick auf die Wasser- und Ab-
fallverbande die wesentlichsten Aspekte rund um die Haftung aufzuarbeiten und das gegenstandliche
Merkblatt gleichsam als Kurzfassung fiir alle Betroffenen und Interessierten zu tGiberarbeiten und auch zu
Lentrimpeln” und zu modernisieren.

Dank gebuihrt an dieser Stelle Franz Oberleitner, der die Urfassung dieses Merkblatts entstehen hat las-
sen, aber auch allen umseitig angefiihrten Ausschussmitgliedern, die durch ihre Beitrdge und in zahl-
reichen fruchtbringenden Diskussionen zum Entstehen des gegenstandlichen Merkblatts maBgeblich
beigetragen haben.

Dank gebuhrt auch Lisa Spazierer und Lorenz Schober, die den Ausschuss organisatorisch und dieses

Merkblatt redaktionell begleitet und betreut haben.

OSTERREICHISCHER
WASSER- UND ABFALLWIRTSCHAFTSVERBAND

Wien, im Oktober 2021
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OWAV-MERKBLATT

ZIVIL-, VERWALTUNGS- UND JUSTIZSTRAFRECHTLICHE HAFTUNG
UND VERANTWORTUNG IN WASSER- UND ABFALLVERBANDEN

(Stand: Oktober 2021)

1  ZIELSETZUNG DES MERKBLATTS

Das vorliegende Merkblatt will ein Arbeitsbehelf und eine Orientierungshilfe fiir sowohl groB3ere als auch
kleinere Wasser- und Abfallverbande sein, um insbesondere den Verbandsfunktionaren Haftungsrisiken
vor Augen zu fihren und ihnen ihre Verantwortung innerhalb des Verbandes aber auch nach aul3en
bewusst machen. Gleichzeitig sollen tberblicksartig auch Gestaltungsmdéglichkeiten innerhalb der zi-
vil-, verwaltungs- und justizstrafrechtlichen Rahmenbedingungen aufgezeigt werden. Bei all dem sorgen
zahlreiche eingearbeitete Praxisbeispiele dafiir, dass das Merkblatt ,Zivil-, verwaltungs- und justizstraf-
rechtliche Haftung und Verantwortung in Wasser- und Abfallverbanden” eine praxisnahe Anleitung fiir
gesetzeskonformes Handeln der Funktiondre und Mitglieder bzw. Mitgliedervertreter von Wasser- und
Abfallverbanden sein kann.

2 HAFTUNG ALS ,EINSTEHENMUSSEN” FUR FEHLVERHALTEN
2.1 Rechtswidrigkeit als Voraussetzung fiir Haftung

Die Rechtswidrigkeit ergibt sich aus einem auf menschlichem Verhalten beruhenden Verstol3 gegen Ver-
bote oder Gebote der Rechtsordnung oder eines Vertrags. Fiir die Beurteilung eines rechtswidrigen Ver-
haltens sind alle Normen der Rechtsordnung heranzuziehen. Diese erstrecken sich somit unter anderem
auf das Zivilrecht, das Strafrecht und das Verwaltungsrecht. Analogieschliisse - d. h. Erweiterung des
Geltungsbereichs einer Norm auf ungeregelte Félle aufgrund des Fehlens einer konkreten Bestimmung
— furr eine Rechtswidrigkeit sind jedoch bezogen auf (Verwaltungs-)Straftatbestande nicht zuldssig. Das
Vorliegen von Rechtswidrigkeit ist bei der Verschuldenshaftung — Haftung, die ein Verschulden des Scha-
digers voraussetzt — von grof3er Bedeutung.

Rechtswidrigkeiten kdnnen sich — soweit sie keine Vertragsverletzungen betreffen — unter anderem aus
einem Verstol3 gegen ein Schutzgesetz (siehe Kapitel 3.1), Verletzung absolut geschiitzter Rechtsgiter
(z. B. korperliche Unversehrtheit oder Eigentum) oder einer Verletzung von Verkehrssicherungspflichten
(bei Schaffung einer Gefahrenquelle; z. B. Kanalanlagen, Betriebsanlagen) ergeben.

Praxisbeispiel 1: Durch mangelnde Wartung bricht witterungsbedingt ein sich auf einer Stral3e be-
findlicher Schachtdeckel. Dadurch werden mehrere Kraftfahrzeuge beschadigt. Es liegt eine Verlet-
zung einer Verkehrssicherungspflicht vor.

Es gibt aber auch Félle, in denen ohne die Voraussetzung der Rechtswidrigkeit gehaftet wird. So kommt
es bei sogenannten Gefahrdungshaftungen gerade nicht auf das Vorliegen einer Rechtswidrigkeit an.
Demnach haftet der Schadiger unabhangig von der Rechtswidrigkeit fiir die offenkundige Gefahrlichkeit
einer erlaubten Tatigkeit. Fiir die Haftungsverpflichtungen eines Funktionars eines Wasser-, Abwasser-
und Abfallverbands spielt die Gefahrdungshaftung in der Praxis eine untergeordnete Rolle.

Zivilrechtlich haftet im Allgemeinen der Verband, sei es nach allgemeinen Schadenersatzregeln oder un-

ter dem Titel der Amtshaftung, doch ist in beiden Fallen ein Ruickgriff auf Verantwortliche im Verband
maglich. Sollte der Verband nicht rein privatwirtschaftlich, sondern hoheitlich ,in Vollziehung der Geset-
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ze" tatig sein, so kommt insoweit das Amtshaftungsrecht zur Anwendung, das vom allgemeinen Zivil-
recht abweichende Regelungen fiir Haftung und Rickgriff enthalt.

VerstoBBe gegen Verbote oder Gebote kdnnen aber sowohl im Zivil- als auch im Verwaltungsrecht
gerechtfertigt werden (Rechtfertigungsgriinde). Die wichtigsten werden im Folgenden angefiihrt:

e Notwehr (Verteidigung im notwendigen Mal3e, um gegenwadrtigen oder unmittelbar drohenden
rechtswidrigen Angriff auf Leben, Gesundheit, kdrperliche Unversehrtheit, Freiheit oder Vermdgen
von sich oder einem anderen (im letzteren Fall als Nothilfe bezeichnet) abzuwehren).

e Notstand (Rettung eines deutlich hoheren auf Kosten eines weniger wertvollen Rechtsguts).

e Ausilibung einer Dienstpflicht (Gebotenes behordliches Verhalten).

2.2 Keine Strafe ohne Schuld
2.2.1  Personliches Risiko strafgerichtlicher Verfolgung

Die strafrechtliche Verantwortung trifft nicht nur die Funktionare der Wasser-, Abwasser- und Abfallver-
bande, sondern auch die Bediensteten fiir deren Verhalten. Eine strafbare Handlung setzt das Erfiillen
eines Straftatbestands (d. h. Setzung eines mit Strafe bedrohten Verhaltens), Kausalitat des Verhaltens fiir
den ,strafrechtlichen Erfolg” (Verhalten ist ursachlich fiir Erfolgseintritt), Rechtswidrigkeit des Verhaltens
(VerstoR gegen eine rechtliche Bestimmung) und Verschulden (d. h. Vorwerfbarkeit des Verhaltens; Vor-
satz oder Fahrlassigkeit) voraus.

Im Strafrecht gilt der Grundsatz: ,Keine Strafe ohne Schuld” Hierbei geht es um die Frage, ob dem Tater
der VerstoB gegen eine strafrechtliche Bestimmung vorzuwerfen ist. Schuldhaft handelt der Tater, wenn
er anders gehandelt hat, als ein Jemand gehandelt hatte, der sich mit den rechtlich geschiitzten Werten
verbunden fihlt.

Korrespondierend zu den Rechtfertigungsgriinden gibt es auch Entschuldigungsgriinde wie beispiels-
weise den entschuldigenden Notstand, die eine Haftung ausschlie3en konnen.

Das Strafrecht stellt dabei einerseits Vorsatzdelikte, andererseits Fahrldssigkeitsdelikte unter Strafe. Vor-
satzlich handelt, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild (z. B. Herbei-
flhrung einer Gefahr fiir das Leben, die Gesundheit oder die korperliche Sicherheit eines anderen) ent-
spricht. Dabei reicht es aus, dass der Tater die Verwirklichung des Tatbilds ernstlich fiir méglich halt und
sich mit ihr abfindet. In gewissen Fallen verlangt das Gesetz jedoch Wissentlichkeit (Eintritt des Erfolgs
ist dem Tater gewiss) oder Absicht (dem Tater kommt es darauf an, den Erfolg herbeizufiihren), um eine
Strafbarkeit zu begriinden.

2.2.2  Haftung auch fiir Fahrlassigkeit und Irrtum

Fahrlassigkeitsdelikte stellen ein Verhalten unter Strafe, bei denen die Sorgfalt auBBer Acht gelassen wird,
zu der man nach den gegebenen Umstanden verpflichtet ist. Bei den Fahrlassigkeitsdelikten des StGB"
wird unter anderem als bedeutender Sorgfaltsmal3stab die Einhaltung von Rechtsvorschriften herange-
zogen, sodass davon auszugehen ist, dass bei einer Missachtung der jeweils tbernommenen Verpflich-
tungen in aller Regel ein sorgfaltswidriges, und somit fahrlassiges Verhalten vorliegt. Tritt noch die vom
jeweiligen Straftatbestand vorgesehene Folge (Verletzung, Tod) ein, so liegt ein gerichtlich strafbares
Verhalten vor.

D Bundesgesetz vom 23. Janner 1974 {iber die mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch — StGB), BGBI.
Nr. 60/1974 idF. BGBI. | Nr. 154/2020.
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Fahrlassig handelt auch schon jemand, der es nur fiir moglich hélt, dass er einen Sachverhalt verwirk-
licht, ihn aber nicht herbeifiihren will. So kann das AuBerachtlassen von gebotenen Uberwachungs-,
Auswahl-, Belehrungs- und Begleitpflichten von Verbandsfunktionaren/-mitarbeitern ein fahrlassiges
Verhalten darstellen.

Hat sich der fiir eine Aufgabe Verantwortliche nicht mit den einschldagigen (Rechts-)Vorschriften bekannt
gemacht, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschaftigung oder sonst den Umstanden nach dazu verpflich-
tet gewesen ware, unterliegt er einem strafbaren Rechtsirrtum und haftet ebenso. Ein strafbarer Rechts-
irrtum liegt auch vor, wenn das Unrecht fiir den Tater wie flr jedermann leicht erkennbar war. Somit
ist unter sorgfaltswidrigem Verhalten auch die Ubernahme einer Tatigkeit, zu der dem Betroffenen die
erforderlichen geistigen und/oder kérperlichen Voraussetzungen fehlen, zu verstehen. In diesem Sinne
setzen sich Funktiondre dem Risiko einer strafrechtlichen Verfolgung aus, wenn sie die Funktion ohne
Uber die hierfiir notwendigen Fahigkeiten zu verfligen bzw. ohne sich vorab diese Fahigkeiten anzueig-
nen, Ubernommen haben.

Praxisbeispiel 2: Ein frisch gewahlter Obmann eines Abfallverbandes schlieB8t Vertrage liber die Ein-
bringung von Bodenaushub auf der verbandseigenen Deponie ab, ohne sich liber das genehmigte
Gesamtvolumen der Deponie zu informieren. In der Folge wird das bescheidmallig zugelassene Ge-
samtvolumen der Deponie fiir Bodenaushubmaterial Gberschritten. Der Obmann handelt fahrlassig,
weil er sich nicht ausreichend liber die Genehmigung informiert hat. Er hat damit gegen seine Sorg-
faltspflicht verstof3en.

Ferner ist auch wegen Fahrldssigkeit zu bestrafen, wer einen Sachverhalt unrichtig beurteilt hat. Man
spricht in einem solchen Fall von einem Tatbildirrtum.

2.2.3 Sonderfille der Haftung

Grundsatzlich ist das Vorliegen eines Verschuldens Voraussetzung fiir die Haftung von Verbandsfunkti-
onaren. Neben den zahlreichen Fallen, in denen nur unter der Voraussetzung von Verschulden gehaftet
wird, gibt es auch zu beachtende Besonderheiten, aufgrund derer zur Strafbarkeit ein Verschulden ange-
nommen wird oder gar eine Haftung ohne Verschulden in Frage kommt.

Im Verwaltungsstrafrecht gilt zwar auch der Grundsatz ,Keine Strafe ohne Schuld”, jedoch geniigt zur
Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Uberdies wird die Fahrldssigkeit bereits bei einem Zuwiderhandeln
gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres angenommen, wenn fir
die Strafbarkeit kein Schadens- oder Gefahreneintritt erforderlich ist. Im Gegensatz zum gerichtlichen
Strafrecht hat also der Tater grundsatzlich glaubhaft zu machen, dass ihn an der Verletzung der Verwal-
tungsvorschrift kein Verschulden trifft. Diese Pflicht zur Glaubhaftmachung gilt nicht, sofern die Verwal-
tungsiibertretung mit einer Geldstrafe von tiber 50.000 Euro bedroht ist (§ 5 Abs. 1 und 1a VStG?).

Von besonderer Bedeutung ist die Haftung des Wasserberechtigten fiir den Ersatz des Schadens durch
den rechtmafigen Bestand oder Betrieb einer Wasserbenutzungsanlage an einer Liegenschaft oder ei-
nem Bauwerk, das schon zur Zeit der Erteilung der Bewilligung bestanden hat. In diesem Fall haftet der
Wasserberechtigte fuir den Ersatz eines solchen Schadens, wenn bei der Erteilung der Bewilligung mit
dem Eintritt dieser nachteiligen Wirkung tiberhaupt nicht oder nur in einem geringeren Umfange ge-
rechnet worden ist. Diese Haftung kniipft somit nicht an ein Verschulden an.

2 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG, BGBI. Nr. 52/1991 idF. BGBI. | Nr. 58/2018.
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Praxisbeispiel 3: Durch den rechtmafigen Bestand oder Betrieb einer Wasserbenutzungsanlage eines
Wasserverbands wird ein Bauwerk der benachbarten Liegenschaft, das schon zur Zeit der Erteilung
der Bewilligung bestanden hat, beschadigt. In diesem Fall haftet der Wasserverband als Wasserberech-
tigter aufgrund gesetzlicher Anordnung des & 26 Abs 2 WRG fiir den Ersatz des Schadens, wenn bei
der Erteilung der Bewilligung mit dem Eintritt dieser nachteiligen Wirkung tiberhaupt nicht oder nur
in einem geringeren Umfang gerechnet worden ist. Der Obmann des Verbands hat hier weder rechts-
widrig noch schuldhaft gehandelt und eine persénliche Haftung ist in diesem Fall zu verneinen. Ist die
Wasserbenutzungsanlage jedoch im Wissen des Obmanns nicht entsprechend der wasserrechtlichen
Bewilligung errichtet worden und deshalb der Schaden eingetreten, haftet auch der Obmann des Ver-
bands aufgrund rechtswidrigen und schuldhaften Verhaltens.

2.3 Sonderfall,Schuldfahigkeit” von Verbdanden und juristischen Personen
2.3.1 Verbande und ihre Rechtsgrundlagen

Wie bei allen juristischen Personen muss man den Verband von den Menschen trennen, die (fiir den Ver-
band) als Organe Handlungen setzen.

Praxisbeispiel 4: Die Mitgliederversammlung bestellt einen Geschaftsfiihrer, der Vorstand hat nach
den Satzungen die Aufgabe die Tatigkeiten des Geschaftsflhrers zu Giberwachen; der Geschaftsfihrer
vernachlassigt seine Aufgaben wegen eines psychischen Problems, das einigen Vorstandsmitgliedern
bekannt ist, und es kommt zu einem Kippen der Klaranlage, was einen Umweltschaden nach dem
StGB verursacht und Schadenersatzforderungen eines Wasserberechtigten auslost, der seine Erdbeer-
felder aus dem Gewasser bewdssert. Unabhangig von der personlichen Verantwortlichkeit der fiir den
Verband handelnden Personen muss sich auch der Verband deren Verhalten zurechnen lassen.

Man kann unterscheiden zwischen einer zivilrechtlichen Haftung (z. B. Schadenersatz aus einem Vertrag
oder Amtshaftung), die grundsatzlich nur den Verband bzw. einen Rechtstrager trifft; einer strafrechtli-
chen Haftung (z. B. Umweltstrafrecht nach dem Strafgesetzbuch), die grundsatzlich das Organ und aus-
nahmsweise den Verband nach dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz trifft, und einer verwaltungs-
strafrechtlichen Haftung, die die Organe trifft, auBer es gibt einen Beauftragten nach § 9 Abs. 2 VStG.

Abhangig ist somit die Haftung bzw. etwas salopp formuliert ,die Schuldfahigkeit” von Verbanden/juris-
tischen Personen von der inneren Organisationsstruktur, die sich bei Verbanden im Bereich der Wasser-,
Abwasser- und Abfallwirtschaft aus deren Rechtsgrundlagen ergibt.

Verbinde sind Kérperschaften éffentlichen Rechts, die entweder nach dem Wasserrechtsgesetz (WRG)?
oder nach einschldgigen Landesgesetzen (z.B. 06 AWG?Y, Bezirksabfallverbande) gegriindet werden.
Diese Verbdande besorgen Aufgaben der Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung, des Hochwasser-
schutzes und der Abfallwirtschaft. Sie sind idR Berechtigte der dafiir erforderlichen Bewilligungen. In
der Praxis kommen daneben auch Falle vor, in denen Bewilligungsinhaber nicht der Verband, sondern
ein Verbandsmitglied ist und der Verband nur Betrieb und Verwaltung einer Anlage ibernimmt. Die Er-
flllung der Verbandsaufgaben ist grundsatzlich der Privatwirtschaft zuzuordnen. Die einschlagigen Ge-
setze ermdglichen jedoch auch die Ubertragung hoheitlicher Funktionen (vgl. § 95 WRG). Die weitere
Darstellung geht im Wesentlichen von den Regelungen im Wasserrechtsgesetz aus.

3 Wasserrechtsgesetz 1959, BGBI. Nr. 215/1959 idF. BGBI. | Nr. 73/2018.
4 Landesgesetz tiber die Abfallwirtschaft im Land Oberdsterreich, LGBI. Nr. 71/2009 idF. LGBI. Nr. 90/2013.

8 OWAV-Merkblatt,, Zivil-, verwaltungs- und justizstrafrechtliche Haftung und Verantwortung in Verbénden”



Praxisbeispiel 5: Ein frisch gewahlter Obmann eines Abwasserverbandes gibt die Anweisung, im Rah-
men der Errichtung einer Transportleitung in eine bestehende Drainageleitung einzugreifen und einen
Diiker in Letztere einzubauen, ohne hierfiir das Einverstandnis des Grundeigentiimers einzuholen. Da-
bei informiert er sich nicht tber die zivilrechtlichen Eigentumsverhaltnisse und glaubt, die Drainage-
leitung befande sich auf einer dem Abwasserverband gehérenden Liegenschaft. Der Obmann handelt
fahrldssig, weil er sich nicht ausreichend Uber die Eigentumsverhaltnisse informiert hat. Er hat damit
gegen seine Sorgfaltspflicht verstol3en.

Die Mitglieder sind meist Gemeinden, kénnen jedoch auch Verkehrstrdger, wirtschaftliche Unterneh-
men und sogar Private sein. Die gesetzlichen Grundlagen finden sich im WRG oder in Landesgesetzen,
in denen die mdglichen Verbandszwecke sowie auch organisationsrechtliche Regelungen angefiihrt
sind. Verbandsorgane sind insbesondere die Mitgliederversammlung, der Vorstand, der Obmann und
die Schlichtungsstelle. Der Kreis der Verbandsorgane kann erweitert werden. In den Satzungen kdnnen
auch weitere Organe eingerichtet werden (wie z. B. Geschaftsflihrer, Rechnungspriifer, Beratungsgremi-
en und dgl.). Die konkrete Ausgestaltung der Organisation erfolgt in den Satzungen des Verbandes, die
auf die konkreten Bedirfnisse des Verbandes zugeschnitten werden kénnen. Die Verbandsfunktiondre
miussen grundsatzlich in einem entsprechenden Naheverhaltnis zu den Mitgliedern des Verbandes ste-
hen, denn die Vertreter in der Mitgliederversammlung sind verpflichtet, den Willen ihrer Mitglieder zum
Ausdruck zu bringen. So kdnnen z. B. nach § 95 WRG dem Wasserverband hoheitliche Aufgaben tbertra-
gen werden.

2.3.2 Satzungen als ,Verfassung des Verbandes”

Die Satzungen regeln die Organisation und die Aufgabe des Verbandes. Die Satzungen miissen den
jeweiligen Rechtsgrundlagen entsprechen, sie regeln die Rechte und Pflichten der Mitglieder, Zweck und
Umfang des Verbandes und die Art der Austibung des Stimmrechtes. Der Kreis der Verbandsorgane in §
88e WRG ist nicht abschlieend und kann in den Satzungen erweitert werden (z. B. Rechnungsprifer, Ge-
schaftsfiihrer, Beratungsgremien udgl,; vgl. dazu die OWAV-Arbeitsbehelfe 5,Mustersatzungen fiir Hoch-
wasserschutzverbande’, 13 ,Mustersatzungen fiir Wasserversorgungs- und Abwasser-/Reinhaltungsver-
bande und 59, Mustergeschaftsordnung flir Wasser- und Abwasser-/Reinhaltungsverbande).

2.3.3  Geschéftsfiihrung nach dem WRG

Fir die Einrichtung einer Geschaftsfiihrung bei einem Wasserverband sieht das WRG zwei Moglichkeiten
vor:

a) Inden Satzungen kann die Einrichtung einer Geschaftsflihrung als Organ des Verbandes erfolgen.
Seine Kompetenzen sind diesfalls in den Satzungen umschrieben und eine Anderung dieser Befug-
nisse unterliegt dem qualifizierten Beschlusserfordernis fiir Satzungsanderungen. Als Organ des
Verbandes unterliegt er den gleichen Wahlperioden und Vorgangen wie andere Verbandsorgane.

b) Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag des Vorstandes eine Geschaftsfiihrung bestellen. In
diesem Fall sind die Befugnisse in einer gleichzeitig festzulegenden Geschaftsordnung zu definie-
ren. Diese Bestellung kann auch (ber die Wahl der Geschéftsperioden hinausgehen. Veranderun-
gen unterliegen dem einfachen Beschlusserfordernis (vgl. § 88e Abs. 7 WRG).

In beiden Féllen unterliegt die Auswahl des Geschdftsfiihrers dem Auswahlverschulden. Hinsichtlich der
Ausgestaltung der Satzungen bzw. der Geschaftsordnung ist ein mogliches Organisationsverschulden
zu bedenken. Im Rahmen der satzungsmaBigen Aufgaben haben die Verbandsorgane dafiir zu sorgen,
dass rechtswidrige Sachverhalte nicht gesetzt bzw. Kontroll- und Aufsichtspflichten Teil der Organisation
sind.
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2.3.4 Haftung fiir Stimmverhalten

In den jeweiligen Organen werden Beschllsse getroffen. Durch diese Beschllsse bzw. Stimmverhalten
von Kollegialorganen kann der unmittelbare Tater zu einer Tat veranlasst oder hierzu beigetragen wer-
den. Deshalb ist auch fiir Stimmverhalten in Kollegialorganen zu haften, wenn dieses Stimmverhalten
bzw. dieser Beschluss kausal flir den strafrechtlich relevanten Erfolg war . Wann die fiir den Verband han-
delnden Personen dem Verband im Wege des Regresses ersatzpflichtig werden, wird unten (3.8.) ndher
dargestellt.

Grundsatzlich haben die Vertreter in den Kollegialorganen einerseits die Interessen des Verbandes und
andererseits die Interessen des Mitgliedes zu erfillen.

2.3.5 Rechnungspriifung und Schlichtungsverfahren
e Rechnungspriifung:

Rechnungspriifer konnen aufgrund der Satzungen als Verbandsorgane eingerichtet werden. Laut den
meisten Satzungen obliegen den Rechnungspriifern die Prifung der Vermogensverwaltung, die Priifung
des Jahresrechnungsabschlusses, die Priifung der laufenden Verbandsgebarung und die Verfassung von
Berichten Uber die Priifergebnisse bzw. die Stellung entsprechender Antrage an die Mitgliederversamm-
lung.

Eine Mindestanzahl von Priifungen ist den Rechnungspriifern in den Satzungen meist nicht vorgegeben.
Aus den vorgegebenen Aufgaben l3sst sich jedoch eine Mindestanzahl von zwei Sitzungen pro Jahr ab-
leiten (die Priifung des Jahresabschlusses im 1. Quartal und die Priifung der laufenden Verbandsgeba-
rung im 2. Quartal eines Jahres), die auch abzuhalten sind.

Weiters enthalten die Satzungen oft keine Regelungen, wer fiir die Einberufung der Priifungen bzw. fir
die fristgerechte Erstellung des Priifberichts und fiir die Stellung entsprechender Antrage an die Mitglie-
derversammlung verantwortlich ist. Flir die ordnungsgemaBe Aufgabenerbringung ist ein Rechnungs-
prifer als Verantwortlicher festzulegen.

Ebenso sollte in den Satzungen festgehalten sein, dass die Rechnungsprifer die Aufgaben haben, fest-
zustellen, ob die Gebarung sparsam, wirtschaftlich und zweckmiBig sowie in Ubereinstimmung mit
dem Voranschlag gefiihrt wird, ob sie den Gesetzen und sonstigen Vorschriften entspricht und richtig
verrechnet wird. Die Rechnungspriifer haben sich auch von der Richtigkeit der Kassenfiihrung und der
Fihrung der Vermogens- und Schuldenrechnung sowie des Verzeichnisses des Verbandseigentums zu
Uberzeugen.

Kernaufgabe der Rechnungspriifer ist somit eine effiziente Kontrolltatigkeit, deren Ergebnis auch die Un-
terbreitung von Vorschldagen zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen Ergebnisse sowohl der einzel-
nen Bereiche als auch des Gesamtbudgets beinhalten miusste.

Effektive Ergebnisse aufgrund von Priifungen bzw. vom Verband gesetzte Handlungen infolge von Antra-
gen bzw. Empfehlungen der Rechnungspriifer waren bei den Gebarungskontrollen durch die Abteilung
fir Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht meist nicht feststellbar, obwohl in einigen Bereichen Handlungs-
bedarf gegeben gewesen ware. Bei festgestellten Mangeln sind entsprechende Berichte bzw. Antrdge an
die Mitgliederversammlung zu stellen.

Der Bericht tber die Priifergebnisse liegt in der alleinigen Verantwortung der Rechnungspriifer. Die Ver-
waltung hat nur die Unterlagen zur Verfligung zu stellen und die Prifer bei der Priifung zu unterstiitzen,
aber nicht schon vorformulierte Texte fiir die Abfassung des Priifberichts zu liefern. Im Laufe der Zeit sind
alle Bereiche des Verbandes (z. B. Personalverrechnung, Bauvorhaben etc.) einer Priifung durch die Rech-
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nungsprifer zu unterziehen. Bezliglich der Aufgaben und Vorgehensweise konnen sich die Rechnungs-
prifer grundsatzlich an den diesbeziiglichen Richtlinien fiir die Gemeinden orientieren.

e Schlichtungsstelle:

Gemal § 88 c Abs. 2 lit. | WRG haben die Satzungen zwingend Bestimmungen liber die Schlichtung der
zwischen den Mitgliedern oder zwischen ihnen und dem Verband aus dem Verbandsverhaltnis entstan-
denen Streitigkeiten zu enthalten. Der Schlichtungsstelle obliegt es, Streitigkeiten aus dem Verbandsver-
haltnis gutlich beizulegen oder in bestimmten Fallen (§ 97 Abs. 2 WRG) zu entscheiden. Eine vorzeitige
Abberufung ist nur mit Zustimmung der Behorde zuldssig. Die Voraussetzungen fiir die Bestellung als
Mitglied der Schlichtungsstelle und fir ein Erléschen der Mitgliedschaft sind unter Bedachtnahme auf
personliche Eignung und Unbefangenheit in den Satzungen festzulegen (vgl. § 88e Abs. 6 WRG). Die
Schlichtungsstelle ist somit schon nach dem Gesetzestext zur gtitlichen Beilegung von Streitigkeiten
zustandig. Gegen eine Untatigkeit der Schlichtungsstelle steht die Anrufung eines Verwaltungsgerichts
offen (VwGH 28.02.1996, 96/07/0092).

Gemal § 97 Abs. 2 WRG kdénnen gegen Entscheidungen und Verfligungen (Beschliisse) des Vorstandes
und der Mitgliederversammlung die betroffenen Verbandsmitglieder binnen zwei Wochen nach erlang-
ter Kenntnis die Schlichtungsstelle (§ 88e Abs. 6) schriftlich anrufen; diese hat eine gutliche Beilegung
anzustreben und, wenn dies nicht gelingt, einen Schlichtspruch zu fallen. Gegen diese Entscheidungen
kdnnen die betroffenen Verbandsmitglieder Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben.

Der Schlichtungsstelle ist die Befugnis zur Erlassung von Bescheiden eingeraumt. Die Schlichtungsstelle

hat den Streit gitlich beizulegen, was den Wegfall des Beschlusses der Mitgliederversammlung bewirkt,
oder durch Bescheid (Schlichtspruch) zu entscheiden (VwGH 28.02.1996, 96/07/0092).
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3  ZIVILRECHTLICHE, STRAFRECHTLICHE UND VERWALTUNGS-
STRAFRECHTLICHE HAFTUNG

Fir Art und Umfang der Haftung des Verbandes, den Umfang des Riickgriffs auf Verbandsfunktionare
und die Zustandigkeit der Gerichte ist von Bedeutung, ob die schadigende Handlung dem Bereich der
Hoheitsverwaltung oder jenem der Privatwirtschaftsverwaltung zuzuordnen ist. Im ersten Fall fanden
Amtshaftung und Organhaftung, im anderen Fall ABGB und Dienstnehmerhaftung Anwendung.

3.1 Schutzgesetzverletzungen

Unter einem Schutzgesetz werden Normen (Gesetze, Verordnungen, Bescheide inkl. Auflagen) verstan-
den, die zum Schutz vor Schadigungen bestimmte abstrakt gefahrliche Verhaltensweisen verbieten oder
zu bestimmten Schutzvorkehrungen verpflichten. Verletzt ein Verbandsfunktionar daher ein von ihm
einzuhaltendes Schutzgesetz schuldhaft, so haftet er fiir den aufgrund dessen eingetretenen Schaden.
Fur diese Haftung ist es nicht erforderlich, dass die Verletzung aus dem Vertragsverhaltnis zum Gescha-
digten riihrt.

In der Praxis sind flr Verbandsfunktionare zahlreiche Schutzgesetze zu beachten, wie beispielsweise
die Reinhaltungsverpflichtungen der Gewdsser nach §§ 30ff WRG (OGH 7.2.1989, 1 Ob 49/88; 20.6.1990,
1 Ob 19/90), die Wahrnehmung der Pflichten des Projektleiters bzw. Planungskoordinators nach BauKG?,
der Schutz vor Umweltverunreinigungen durch das AWG® (bspw. § 18 AWG - Ubergabe gefihrlicher
Abfille) oder die Genehmigungspflicht von gewerblichen Betriebsanlagen nach der GewO” zum Schutz
unterschiedlicher Rechtsgter.

Sofern die Bestimmungen eines Schutzgesetzes verletzt werden und dadurch ein Schaden verursacht
wird, kommt es ferner zu einer Erleichterung der Beweislast fiir den Geschadigten. Fir den Fall einer
Schutzgesetzverletzung reicht es auch, ,wenn der Beweis des ersten Anscheins dafiir spricht, dass der von
der Norm zu verhindernde Schaden durch das verbotene Verhalten verursacht wurde” (OGH, 8 Ob 115/09h).
Hierfur ist es ratsam, durch Dokumentation sicherzustellen, dass der Verbandsfunktiondr nachweisen
kann, seinen Pflichten nachgekommen zu sein und sich somit Schutzgesetz-konform verhalten zu haben.
Ein solcher Nachweis, die obliegenden Pflichten eingehalten zu haben, erhoht die Wahrscheinlichkeit,
nicht haften zu missen.

Praxisbeispiel 6: Durch nicht bescheidgemaen, dem WRG widersprechenden Betrieb einer Wasser-
benutzungsanlage wird das Grundwasser verunreinigt und es kommt zu Gesundheitsschadigungen
in Teilen der Bevolkerung. Hier liegt eine klassische Schutzgesetzverletzung vor. Sinn und Zweck der
§§ 30ff WRG ist die Vermeidung von Gesundheitsschaden.

3.2 Erhohter SorgfaltsmaBstab fiir Experten gemaB} § 1299 ABGB®

Im Vergleich zum Allgemeinen SorgfaltsmaR3stab gem. § 1297 ABGB gilt fiir Sachverstandige gem. § 1299
ABGB ein besonderer (strengerer) Sorgfaltsmal3stab. § 1299 ABGB beschreibt Sachverstandige als ,wer
sich zu einem Amte, zu einer Kunst, zu einem Gewerbe oder Handwerke 6ffentlich bekennet; oder wer
ohne Noth freywillig ein Geschaft Gbernimmt, dessen Ausflihrung eigene Kunstkenntnisse, oder einen
nicht gewohnlichen Fleil3 erfordert”.

5 Bundesgesetz (iber die Koordination bei Bauarbeiten (Bauarbeitenkoordinationsgesetz — BauKG), BGBI. | Nr. 37/1999 idF.
BGBI. I Nr. 72/2016.

6 Bundesgesetz (iber eine nachhaltige Abfallwirtschaft (Abfallwirtschaftsgesetz 2002 — AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002 idF.
BGBI. I Nr. 8/2021.

7 Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI. Nr. 194/1994 idF. BGBI. | Nr. 65/2020.

8  Allgemeines biirgerliches Gesetzbuch, JGS 946/1811 idF. BGBI. | Nr. 148/2020.
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Durch diese im Gesetz gewadhlte Formulierung wird der Kreis der ,Sachverstandigen” gewodhnlich tber-
aus weit gefasst und wiirde heutzutage mit dem Begriff ,Experte” am besten abgedeckt werden.

Es werden alle Tatigkeiten, die ein besonderes Kénnen oder Fachwissen voraussetzen (z. B. Baumeister,
Spezialisten fiir diverse Abwasseranlagenbestandteile, fiir alle Arten von Professionisten usw.) vom be-
sonderen SorgfaltsmafBstab umfasst.

§ 1299 ABGB beschrankt sich allerdings auf die Anhebung des Verschuldensmalistabes, die tibrigen Vor-
aussetzungen eines (vertraglichen oder deliktischen) Haftens bleiben bestehen.

Da die Mitarbeiter eines Wasserverbandes haufig hochspezialisierte Aufgabenbereiche haben, ist zu be-
achten, dass fir diese — im Falle einer Haftung — der (erhdhte) besondere Sorgfaltsmal3stab des § 1299
ABGB zur Anwendung kommen kann.

3.3 VerstoBBe gegen das Vergaberecht

VerstdBe gegen das Vergaberecht fiihren in erster Linie zu rechtlichen Nachteilen und Schadigungen des
Verbands, konnen aber beiVorsatz oder Aul3erachtlassung der gebotenen Sorgfalt sowohl zur strafrecht-
lichen als auch zivilrechtlichen Verantwortung eines Verbandsfunktionars fiihren.

Zu beachten ist, dass Verstol3e gegen das Vergaberecht nicht nur zur Aufhebung der vergaberechtlich
angefochtenen Entscheidung fiihren, sondern sogar Schadenersatzzahlungen (an den libergangenen
Bieter), GeldbuB3en (bis zu 20 % der Auftragssumme im Oberschwellenbereich als Alternativsanktion fiir
den Fall, dass ein rechtswidrig abgeschlossener Vertrag vom Gericht nicht aufgehoben wird) und/oder
Strafzahlungen (bis EUR 50.000,00 / 30 % der Auftragssumme bei Unterlassung von Bekanntmachungs-,
Bekanntgabe-, Mitteilungs- oder Auskunftspflichten oder Verpflichtungen zur Kiindigung und Beendi-
gung eines Vertrages) nach sich ziehen kdnnen.

Halt der fir den Verband handelnde Funktionar vergaberechtlich zwingende Bestimmungen, die zum
Schadenersatz des libergangenen Bieters gegeniiber dem Verband flihren (ohne jedoch strafrechtlich
von Belang zu sein) nicht ein, so kann bei Vorliegen der Voraussetzungen fiir den Regress nach Punkt
3.7 der Funktiondr vom Verband fiir den erlittenen Schaden in Anspruch genommen werden. Dies gilt
insbesondere in jenen Fallen, in denen sich der verantwortliche Funktionar selbst nicht mit den einschla-
gigen relevanten Bestimmungen fiir die Durchfiihrung der Vergabe vertraut macht und zusatzlich keine
fachliche Expertise beizieht.

Davon zu unterscheiden ist die unmittelbare verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit des Funktio-
nars nach § 9 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz (siehe Punkt 3.5).

Als praxisrelevante Bestimmungen, deren Einhaltung selbst im Falle der Beiziehung fachlicher Expertise
nicht ohne weiteres gesichert ist, seien hier die Vorarbeiten (§ 25 BVergG 2018%) und die Vermeidung von
Interessenskonflikten (§ 26 BVergG 2018) erwahnt.

So sind Interessenskonflikte im Zuge des Vergabeverfahrens unzuldssig und es diirfen betroffene Mit-
arbeiter am Ausgang eines Verfahrens kein kommerzielles, wirtschaftliches oder sonstiges personliches
Interesse haben. Die Unparteilichkeit und Unabhangigkeit des Vergabeverfahrens sind sicherzustellen.
Betraut ein Verbandsfunktionar daher einen Mitarbeiter mit der Begleitung eines Vergabeverfahrens, der
einem Interessenskonflikt aufgrund eines Naheverhaltnisses zu einem potenziellen Bieter unterliegt, so
kann dies letztlich zu einer festgestellten Vergaberechtswidrigkeit und somit zu den oben genannten
Sanktionen fuhren. Musste der Verbandsfunktionar von diesem Interessenskonflikt Kenntnis haben, so
kann er vom Verband personlich zur Haftung in Anspruch genommen werden (siehe unten 3.7).

9 Bundesgesetz liber die Vergabe von Auftrigen (Bundesvergabegesetz 2018 - BVergG 2018), BGBI. | Nr. 65/2018 idF. BGBI. |
Nr.91/2019.

OWAV-Merkblatt,, Zivil-, verwaltungs- und justizstrafrechtliche Haftung und Verantwortung in Verbénden” 13



Ebenso ist sicherzustellen, dass kein Bieter durch zum Vergabeverfahren erbrachte Vorarbeiten wettbe-
werblich im Vorteil gegenliber seinen Mitbewerbern liegt. An der Vorbereitung des Vergabeverfahrens
beteiligte Bieter duirfen im selben Vergabeverfahren nur teilnehmen, sofern der &ffentliche Auftragge-
ber alle erforderlichen MaBnahmen trifft, um sicherzustellen, dass der Wettbewerb nicht verzerrt wird.
Ausdriicklich geregelt wird, dass die Bereitstellung aller Informationen im Zusammenhang mit den Vor-
arbeiten als solche MaBnahme in Betracht kommt. Uber die MaBnahmen hat der Auftraggeber einen
Vergabevermerk zu erstellen. Auch hier hat der Verbandsfunktionar durch entsprechende Vorgaben und
Kontrolle der Mitarbeiter sicherzustellen, dass keine Bieter bevorzugt werden. Durch eine ehestmaogliche
Offenlegung der Vorarbeiten kann das Haftungspotenzial minimiert werden.

Praxisbeispiel 7: Im Zuge der Erweiterung einer Verbands-Klaranlage wird vom Ziviltechniker A eine
Machbarkeitsstudie, die auch das Leistungsverzeichnis der folgenden Planungsstufen der Generalpla-
nung enthalt, erstellt. Im Rahmen des Vergabeverfahrens zur Vergabe der Generalplanungsleistungen
veroffentlicht der Obmann des Verbands mangels Kenntnis nicht samtliche, der Machbarkeitsstudie
zugrundeliegende Dokumente, wodurch Ziviltechniker A einen wettbewerblichen Vorteil hat. In der
Folge wird von Ziviltechniker B ein Nachpriifungsantrag zur Nichtigerklarung der Ausschreibung ge-
stellt und diese vom Verwaltungsgericht fiir nichtig erklart. Neben drohenden Schadenersatzzahlun-
gen an den Ziviltechniker B hat der Verband Gerichtskosten in Hohe von EUR 5.000,— zu zahlen. Bei
Vorliegen der Haftungsvoraussetzungen fiir den Rickgriff gegentiber den Verbandsfunktiondren (un-
ten 3.7) drohen dem Verbandsobmann Regresszahlungen an den Verband.

Betreffend einzuhaltende vergaberechtliche Verpflichtungen wird auf den OWAV Arbeitsbehelf 33, Leit-
faden fir die Vorgangsweise bei der auftragsvergabe in der Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft”
verwiesen.

Aus strafrechtlicher Sicht besonders hervorzuheben sind die Beteiligung an wettbewerbsbeschranken-
den Absprachen im Rahmen von Vergabeverfahren (§ 168b BVergG 2018). Beteiligt sich ein Funktionar
an einer rechtswidrigen Absprache der Bieter, die darauf abzielt, den Auftraggeber zur Annahme eines
bestimmten Angebots zu veranlassen, so ist auch der Funktionar als Beteiligter unmittelbar strafbar.

3.4 Strafsanktionen bei Korperverletzung und Misswirtschaft

Tatigkeiten im/fur den Verband kann auch eine strafrechtliche Relevanz zukommen. Auf das gerichtli-
che Strafrecht (in Form des Individualstraf- und des Verbandsverantwortlichkeitsrechts) wird regelmaflig
dann zurtickgegriffen, wenn mit Mitteln des Zivil- oder Verwaltungsrechts wegen des Stellenwertes des
geschiitzten Rechtsgutes oder der Verwerflichkeit der Handlung nicht das Auslangen gefunden werden
kann. Neben Verletzungen oder Gefahrdungen von Leib und Leben infolge von Unféllen, Storféllen oder
Missachtung verwaltungsrechtlicher Vorschriften ist beispielsweise an Gemeingefahrdung, Gefahrdun-
gen der Umwelt aber auch an Handlungen zu denken, die andere Personen (auch den Verband selbst)
mittelbar oder unmittelbar am Vermogen schadigen.

3.4.1 Individualstrafrecht

Eine strafrechtliche Haftung im Individualstrafrecht trifft ausschlieflich natirliche Personen und trifft
auf Verbande bezogen die Organwalter (z. B. Obleute, Geschaftsfiihrer) personlich. Freiheits- und Geld-
strafen sowie sonstige strafrechtliche Sanktionen werden daher gegen die Organwalter selbst verhangt;
vermogensrechtliche Anordnungen (Verfall i. S. d. § 20 StGB) konnen aber auch gegentiber vom Beschul-
digten verschiedene begiinstigte Personen verfligt werden.

Eine strafrechtliche Haftung in Individualstrafrecht setzt voraus, dass

e der Tater objektiv ein einem gerichtlichen Straftatbestand entsprechendes Verhalten setzt, indem
er etwas Verbotenes tut oder etwas Gebotenes unterldsst. Derartige Ver- oder Gebotsnormen wen-
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den sich zum Teil an jedermann (etwa das Verbot, andere Menschen am Kérper zu verletzen; sog.
Allgemeindelikte) oder blof3 an bestimmte Personengruppen (etwa das Verbot, seine Befugnis, fiir
einen anderen zu handeln, zu missbrauchen, das unmittelbar bloB den Machthaber [z.B. Organe
von Verbdnden] trifft; sog. Sonderdelikt). Im letztgenannten Fall kann (unmittelbarer) Tater nur
sein, wer diese besondere Eigenschaft aufweist; Dritte konnen sich jedoch an derartigen Straftaten
beteiligen (§ 14 StGB).

Die Haftung wegen eines Unterlassens setzt voraus, dass dieses selbst ausdriicklich unter Straf-
drohung gestellt wird (z. B. §§ 94, 95 oder 286 StGB) oder den Tater eine rechtliche Pflicht trifft,
bestimmte Rechtsgutbeeintrachtigungen abzuwenden (sog Garantenstellung; § 2 StGB). Eine sol-
che Pflicht kann sich unmittelbar aus Rechtsnormen ergeben, aber auch aus freiwilliger Pflichten-
ubernahme oder aufgrund Gefahr begriindenden Verhaltens ergeben. Garantenstellung kommt
regelmafig den Organen juristischer Personen (etwa des Verbandes) bezogen auf Rechtsgiiter der
juristischen Person zu. Es liegt daher (z. T. strafbewehrt) an ihnen, Nachteile fiir die Rechtsgiter
dieser Person hintanzuhalten.

Zu beachten ist weiters, dass nicht nur die Verwirklichung des in einem Tatbestand umschriebe-
nen Verhaltens selbst unter Strafdrohung steht, sondern auch eine Beteiligung daran. Demnach
begeht nicht nur der unmittelbare Tater die Straftat, sondern auch jeder, der einen anderen dazu
bestimmt, sie auszufiihren, oder der sonst zu ihrer Ausfiihrung (physisch oder psychisch) beitragt
(§ 12 StGB).

Generell gilt, dass das Gesetz solche Handlungen verbietet und unter Strafdrohung stellt, die be-
zogen auf ein geschiitztes Rechtsgut (z. B. Leib, Leben, Freiheit) sozial inadaquat gefahrlich (ob-
jektiv sorgfaltswidrig) sind und mit denen sich der Tater - bildlich gesprochen — auBBerhalb der
Rechtsordnung stellt. Die soziale Inaddaquanz kann sich dabei unmittelbar aus Rechtsnormen, also
Gesetzen, Verordnungen und Bescheiden (sog. Schutznormen) ergeben, sodass objektiv sorg-
faltswidrig etwa handelt, wer gegen wasser- oder abfallwirtschaftliche Regeln oder solche des
technischen Arbeitnehmerschutzes verstoBt. Fehlt es an entsprechenden Rechtsnormen, ist auf
Verkehrsnormen zurlickzugreifen. Darunter versteht man Sollenssatze, die in den mafBgeblichen
Verkehrskreisen als Regeln fiir verkehrsgerechtes Verhalten anerkannt sind. Zu denken ist insbe-
sondere an diverse Normen, denen selbst kein Rechtscharakter zukommt, die jedoch den Stand
der Technik und Wissenschaft widerspiegeln (z. B. ONORMEN). Fehlt es auch daran, ist ausschlag-
gebend, welche Sorgfalt ein mit den rechtlich geschiitzten Werten angemessen verbundener, be-
sonnener und einsichtiger Mensch aus dem Verkehrskreis des Taters in einer konkreten Situation
aufwenden wiirde, um die Gefahr einer Rechtsgutsbeeintrachtigung zu erkennen und hintanzu-
halten.

e das objektiv sorgfaltswidrige Verhalten im Fall sog. Erfolgsdelikte (z. B. Kdrperverletzung, Totung)
fur den Erfolgseintritt kausal wurde und der Erfolg der Handlung auch sonst (normativ) zuzurech-
nen ist. Kausalitat liegt dann vor, wenn (naturwissenschaftlich betrachtet) die Handlung des Taters
(nachweislich) zur Ursache des eingetretenen Erfolges wurde. In bestimmten Fallen (insb. im Um-
weltstrafrecht) ldsst der Gesetzgeber jedoch schon die Eignung einer Handlung zur Rechtsgutbe-
eintrdchtigung geniigen (sog. Gefahrdungsdelikte).

e der Tater rechtswidrig handelt, ihm daher kein Rechtfertigungsgrund zugutekommt. Rechtfer-
tigungsgriinde erlauben ausnahmsweise ein an sich verbotenes Verhalten (bspw. Faille des Not-
standes oder der Einwilligung in Situationen, in denen ein an sich verbotenes Verhalten durch die
zustandige Behorde (ausnahmsweise) erlaubt oder sogar angeordnet wird.

e derTater schuldhaft, also (je nach Tatbestand) vorsatzlich oder fahrlassig handelt. Ergibt sich aus ei-

nem Tatbestand im Kern- wie in Nebenstrafrecht nichts Anderes, so setzt (abweichend zum Verwal-
tungsstrafrecht) die Strafbarkeit vorsatzliches Verhalten voraus (§ 7 Abs. 1 StGB). Ein solches liegt
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schon dann vor, wenn der Tater die Verwirklichung eines tatbestandsmaBigen Verhaltens ernstlich
flr moglich halt und sich mit ihr abfindet (dass der Tater diesen Umstand gutheil3t, ist nicht erfor-
derlich; § 5 StGB). In bestimmten, ausdriicklich bezeichneten Fallen, setzt die strafrechtliche Haf-
tung jedoch die intensiveren Vorsatzformen der Wissentlichkeit oder Absichtlichkeit voraus oder
lasst — umgekehrt — fahrldssiges Verhalten geniigen (§ 6 StGB). Fahrldssig handelt zum einen, wer
die Sorgfalt auBer Acht lasst, zu der er nach den Umstanden verpflichtet und nach seinen geistigen
und korperlichen Verhaltnissen befahigt ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt,
dass er ein tatbestandsmaBiges Verhalten verwirklichen kann (der Tater erkennt daher eine Gefahr
nicht, obwohl ihm dies moglich und zumutbar ware; sog. unbewusste Fahrlassigkeit). Gleicher-
mafBen handelt fahrlassig, wer es fliir moglich halt, dass er einen solchen Sachverhalt verwirkliche,
ihn aber nicht herbeiflihren will (der Tater erkennt zwar die Gefahrlichkeit der Handlung, vertraut
jedoch darauf, dass diese keine negativen Folgen nach sich ziehen werde; sog bewusste Fahrlas-
sigkeit). Fahrlassig handelt weiters etwa, wem der Vorwurf gemacht werden kann, das Unrecht
seiner Tat wegen Rechtsunkenntnis nicht erkannt zu haben. Sei es, dass dieses flir den Tater wie
flr jedermann leicht erkennbar gewesen ware (z. B. das Verbot, sich nicht fremde Vermogenswerte
zuzueignen), sei es, dass sich der Tater mit den einschlagigen Vorschriften seinem Beruf, seiner Be-
schaftigung oder sonst den Umstdanden nach hatte vertraut machen miissen (sog. vorwerfbarer
Verbotsirrtum; § 9 StGB). Auch im strafrechtlichen Zusammenhang kommt daher Erkundigungs-
pflichten zentrale Bedeutung zu. Ein Sorgfaltsverstol3 liegt gleichermal3en vor, wenn sich der Tater
trotz seiner ungeniigenden korperlichen und geistigen Fahigkeiten auf eine risikogeneigte Hand-
lung einldsst. Ubernimmt jemand eine bestimmte Tatigkeit, die ein besonderes Wissen und Kén-
nen voraussetzt und daher nur von demjenigen vorgenommen werden soll, der iber die erforder-
lichen Kenntnisse oder Fahigkeiten verfligt, dann ist ihm dies als Sorgfaltsverstol3 anzulasten (sog.
Ubernahms- oder Einlassungsfahrlissigkeit).

Besonderheiten bestehen im Zusammenhang mit einem arbeitsteiligen Zusammenwirken meh-
rerer, sei es innerhalb hierarchisch strukturierter Systeme, sei es im Zusammenhang mit der Auf-
tragsvergabe an Dritte, zumal der Vorgesetzte wie der Auftraggeber grundsatzlich auf die ord-
nungsgemaBe Erfiillung von Aufgaben durch Mitarbeiter bzw. Auftragnehmer vertrauen dirfen.
Gleichwohl treffen ihn in beiden Fillen Auswahl-, Uberwachungs- und Begleitpflichten, sodass
VerstoBBe gegen diese Pflichten ihrerseits fahrlassiges Verhalten bewirken kénnen. Die Pflichten
und der SorgfaltsmaBstab gleichen jenem, wie er im Zusammenhang mit dem sog wirksamen
Kontrollsystem (siehe die Ausfiihrungen zum Verwaltungsstrafrecht) herausgearbeitet wurden. In
diesem Sinn handelt ein Organwalter eines Verbandes dann objektiv sorgfaltswidrig, wenn er bei
der Auswahl des Personals oder eines Auftragnehmers sorglos vorgeht oder mégliche und zumut-
bare Uberwachungs- und KontrollmaBnahmen unterlasst.

Zur Tatbestandsverwirklichung gentigt i. d. R. leichte Fahrlassigkeit; nur in bestimmten Fallen (z. B.
im Umweltstrafrecht) wird grobe Fahrlassigkeit, also eine auffallende Sorglosigkeit, gefordert.

3.4.2 Verbandsverantwortlichkeitsrecht

Zum Individualstrafrecht tritt als zweite strafrechtliche Schiene das 2006 implementierte Verbandsver-
antwortlichkeitsrecht hinzu. Es regelt, unter welchen Voraussetzungen Verbande, also insbesondere
juristische Personen (z. B. Wasser- und Abfallwirtschaftsverbande) fiir Straftaten verantwortlich sind und
wie sie sanktioniert werden (§ 1 VbVG)'9. Als Ankniipfungspunkt dienen Straftaten, die entweder zu
Gunsten eines Verbandes begangen werden oder die darauf beruhen, dass Pflichten verletzt wurden, die
einen Verband treffen. Auch diese ergeben sich regelmaBig aus Verwaltungsvorschriften einschlie3lich
Bescheiden, deren Adressat juristische Personen sind (§ 3 Abs. 1 VbVG).

10 Bundesgesetz liber die Verantwortlichkeit von Verbanden fiir Straftaten (Verbandsverantwortlichkeitsgesetz - VbVG), BGBI. |
Nr. 151/2005 idF. BGBI. | Nr. 26/2016.
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Eine Verbandsverantwortlichkeit tritt ein, wenn

e Entscheidungstrager des Verbandes, also Mitglieder auBenvertretungsbefugter Organe, Perso-
nen, die Kontrollbefugnisse in leitender Stellung ausiiben oder die sonst mal3geblichen Einfluss
auf die Geschaftsflihrung des Verbandes ausiiben (§ 2 Abs. 1 VbVG), eine dem Verband zuzurech-
nende Straftat rechtswidrig und schuldhaft begehen (§ 3 Abs. 2 VbVG).

e Mitarbeiter des Verbandes ein tatbestandsmafliges und rechtswidriges Verhalten setzen und die
Begehung der Tat dadurch erméglicht oder wesentlich erleichtert wurde, dass Entscheidungstra-
ger die nach den Umstanden gebotene und zumutbare Sorgfalt auBer Acht gelassen haben, ins-
besondere indem sie wesentliche technische, organisatorische oder personelle Manahmen zur
Verhinderung solcher Taten unterlassen haben. Der Verband wird daher nur dann exkulpiert, wenn
die Entscheidungstrager den ihnen obliegenden Auswahl-, Uberwachungs- und Begleitpflichten
entsprochen haben (§ 3 Abs. 3 VbVG). Auch insoweit gelten die Ausfiihrungen zum wirksamen
Kontrollsystem sinngema@.

e Die VerbandsgeldbufBle folgt dem Tagessatzsystem und orientiert sich an der Schwere der Straftat
auf der einen und der wirtschaftlichen Potenz des Verbandes auf der anderen Seite. Der Tagessatz
ist mit einem Betrag festzusetzen, der dem 360. Teil des Jahresertrages entspricht oder diesen um
hochstens ein Drittel Giber- oder unterschreitet, mindestens jedoch mit € 50 und hdchstens mit
€ 10.000, dient der Verband gemeinniitzigen, humanitaren oder kirchlichen Zwecken oder ist er
sonst nicht auf Gewinn gerichtet, so ist der Tagessatz mit mindestens € 2 und héchstens € 500
festzusetzen.

3.4.3 Beispiele
Die allgemeinen Uberlegungen sollen an folgenden beiden Beispielen dargestellt werden:

e |neinem von einer juristischen Person (mit kollegialem Leitungsorgan) betriebenen Unternehmen
werden Bestimmungen des technischen Arbeitnehmerschutzes nicht eingehalten / nicht (hinrei-
chend) geschulte Mitarbeiter mit gefahrlichen Aufgaben betraut, sodass ein Mitarbeiter tddlich
verungllickt. Ein Mitglied des Leitungsorgans beruft sich darauf, die einschldagigen Vorschriften
nicht gekannt zu haben; der Bescheid, aus denen sie sich ergeben, sei ihm nie zur Kenntnis ge-
bracht worden.

Strafrechtlich kommt zundchst eine Haftung der Mitglieder des auBBenvertretungsbefugten Or-
gans in Betracht (RIS-Justiz RS0103561), soweit es (unternehmensintern) an ihnen liegt, die ent-
sprechenden Arbeitnehmerschutzvorschriften umzusetzen / fiir die Schulung bzw. den Einsatz
von Mitarbeitern zu sorgen bzw. zu disponieren. Die objektive Sorgfaltswidrigkeit besteht in ei-
nem VerstoR3 gegen Rechtsnormen (Arbeitnehmerschutzrecht) bzw. allenfalls im Abweichen vom
Verhalten eines maf3gerechten Menschen (Auswahlverschulden).

Beruft sich der Beschuldigte auf die Unkenntnis entsprechender Rechtsvorschriften, unterliegt er
einem Verbotsirrtum (§ 9 StGB), sodass zu priifen ist, ob ihm die Rechtsunkenntnis ihrerseits vor-
zuwerfen ist oder nicht. Handelt es sich um Vorschriften aus anlagenrechtlichen Bescheiden, so
besteht fiir die Mitglieder des aul3en vertretungsbefugten Organs grundsatzlich die Pflicht, sich
mit diesen Bescheiden vertraut zu machen. Bei Unternehmensiibergang ist erforderlichenfalls mit
der zustdandigen Behorde Kontakt aufzunehmen und darf nicht darauf vertraut werden, dass ein-
schlagige Bescheide vom Rechtsvorganger tibergeben werden. Die Rechtsunkenntnis ist dem Be-
schuldigten daher vorzuwerfen; es bleibt bei einer strafrechtlichen Haftung.

Je nach Verschuldensgrad drohen nach §&§ 80 f StGB Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren.
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Hinzu tritt eine Verantwortlichkeit der juristischen Person nach dem VbVG, die die entsprechenden
Verpflichtungen treffen. Abermals orientiert am Verschuldensgrad hat die juristische Person mit
Verbandsgeldbuf3en bis zu 85 Tagessatzen (§ 4 Abs. 3 VbVG), also bis zu € 4.250 bzw. € 850.000 zu
rechnen.

e Eine GmbH gibt ein Werk in Auftrag. Obwohl bei Ubergabe desselben erhebliche Mangel festge-
stellt werden, wird der Werklohn beglichen und werden seitens des Geschaftsflihrers keine weite-
ren MalBnahmen gesetzt.

Weil3 der Geschaftsfiihrer, dass zu handeln ware, begeht er Untreue (§ 153 Abs. 1 StGB) durch Un-
terlassung, indem er in unvertretbarer Weise gegen solche Regeln verstof3t, die dem Vermdgens-
schutz des wirtschaftlich Berechtigten dienen, da es durch die Unterlassung zu einer Verminde-
rung der Aktiva bzw. einer Erh6hung der Passiva kommt.

e Um einen offentlichen Auftrag zu erhalten, bietet der Geschaftsfiihrer einer GmbH dem zustandi-
gen Landesrat eine Spende fiir einen Sportverein an. Der Landesrat geht auf dieses Angebot nicht
ein.

Der Geschaftsfihrer begeht eine Vorteilszuwendung zur Beeinflussung (§ 307b StGB) und ist je
nach Wert des Vorteils mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren zu bestrafen. Zumal die Straftat durch
einen Entscheidungstrager zugunsten einer juristischen Person begangen wurde, ist auch gegen
diese nach dem VbVG vorzugehen; die VerbandsgeldbulBe betragt bis zu 100 Tagessatze (€ 5.000
bis € 1 Mio.).

3.5 Verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit fiir die Nichteinhaltung von
Gesetz und Bescheid

Fast jeder kennt sie, die ,Aufforderung zur Rechtfertigung®. Sie stellt in der Regel die erste Verfolgungs-
handlung der Verwaltungsstrafbehorde und somit den ersten relevanten Verfahrensschritt im Verwal-
tungsstrafverfahren dar. Besteht der Verdacht einer rechtswidrigen (und unter Strafe stehenden) Hand-
lung einer Person, ist in weiterer Folge die Behdrde angehalten, dieser Person die Erfiillung des objekti-
ven Tatbestandes nachzuweisen'". Oft gelingt dieser Nachweis aber nur gegen,das Unternehmen” bzw.
»den Betrieb” und nicht gegeniiber einer einzelnen natiirlichen Person. Eine Zuordnung einer objektiv
rechtswidrigen Handlung zu einer bestimmten Person ist aber erforderlich, weil bekanntlich nur natdrli-
che Personen schuldfdhig und somit strafbar im Rechtssinn sind. Aus diesem Grund ist in § 9 Abs. 2 VStG
wiederum vorgesehen, dass fiir die Einhaltung von Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen
grundsitzlich jene Personen verantwortlich sind, die zur Vertretung nach auBen berufen sind'?. Eine
Uberwilzung dieser Verantwortung kann jedoch durch die Bestellung eines verantwortlichen Beauftrag-
ten nach § 9 Abs. 2 VStG erfolgen.

Die Wirksamkeit der formfreien'? Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten hiangt dabei grund-
satzlich nur von der Zustimmung des jeweiligen Beauftragten ab'#. An die Person selbst werden wenige
Anforderungen gestellt: Verantwortlicher Beauftragter kann grundsatzlich nur eine Person mit Haupt-
wohnsitz im Inland sein, die strafrechtlich verfolgt werden kann sowie ihrer Bestellung nachweislich
zugestimmt hat, und der fiir den ihrer Verantwortung unterliegenden klar abgegrenzten Bereich eine

) 7B VfSlg 13.790/1994; VWGH 27.03.1990, 89/04/0226; 02.07.1992, 89/04/0001; EGMR 18.3.2010, 13201/05, Krumpholz/AT,
Rz 40 ff zB EGMR 18.3.2010, 13201/05, Krumpholz/AT, Rz 40 ff.

12 Siehe dazu Lewisch in VStG, Lewisch/Fister/Weilguni, Manz, 20172, 47.

13) VwGH 29.01.2009, 2007/03/0093.

4 Einige Gesetze wie z. B. das Ausldnderbeschaftigungsgesetz (§ 28a Abs 3) verlangen jedoch zur Wirksamkeit der Bestellung
eine Mitteilung an die zustandige Behorde.
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entsprechende selbstverantwortliche Anordnungsbefugnis zugewiesen ist'). Eine entsprechende An-
ordnungsbefugnis ist dann gegeben, wenn die verantwortliche Person, das Verhalten der Mitarbeiter des
an sie Ubertragenen Verantwortungsbereiches nachhaltig beeinflussen kann'®. Darliber hinaus muss sie
Entscheidungen treffen kénnen, die die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften sicherstellen.

Der verantwortliche Beauftragte muss somit

sich im Klaren tiber die Ubernahme der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung sein;
einen Wohnsitz in Osterreich haben;

dieser Ubertragung — am besten schriftlich — zustimmen;

Uber eine entsprechende selbstverantwortliche Anordnungsbefugnis verfligen.

Die Verantwortung des bestellten verantwortlichen Beauftragten kann sich dabei auf das ganze Unter-
nehmen oder auf bestimmte raumlich und sachlich abgegrenzte Bereiche erstrecken.

Mit der Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten sind zahlreiche Vorteile fiir das Unternehmen
verknipft. Dieser ist fiir die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften verantwortlich und ,entlastet” dies-
bezliglich die Unternehmensfiihrung. Dabei darf jedoch nicht auBBer Acht gelassen werden, dass diese
durch die Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten nicht ganzlich von ihrer Verantwortung befreit
wird. Zum einen ist eine 100%ig liickenlose Ubertragung im Hinblick auf das Erfordernis der sachlichen
und rdumlichen Abgrenzung nicht méglich — ein gewisses Restrisiko bleibtimmer bestehen —, zum ande-
ren bleiben die zur Vertretung nach aul3en berufenen Personen trotz Bestellung eines verantwortlichen
Beauftragten strafrechtlich verantwortlich, wenn sie — vereinfacht ausgedriickt — die Missachtung der
einschlagigen Verwaltungsvorschriften trotz Kenntnis nicht verhindern.

3.5.1 Auch fahrlassiges Handeln ist strafbar

Das VStG enthdlt wohl den Grundsatz, dass nur schuldhafte Rechtsverletzungen (siehe Kapitel 2.2.) zu
Strafen flihren dirfen, definiert aber die Schuldform Fahrldssigkeit nicht ndher. Fir die Auslegung ist
daher nach der Judikatur des VWGH auf die Bestimmungen des StGB zuriickzugreifen'”. Demnach kann
die Au3erachtlassung der objektiv gebotenen und subjektiv moglichen Sorgfalt einem Tater im Sinn des
§ 6 Abs. 1 StGB nur dann vorgeworfen werden, wenn es ihm unter den besonderen Verhaltnissen des
Einzelfalls auch zuzumuten war, sie tatsachlich aufzuwenden. Als Anhaltspunkte fiir die objektive Sorg-
faltswidrigkeit eines Handelns dienen dabei ein Verstol3 gegen eine Rechts- oder Verkehrsnorm oder das
Abweichen vom Verhalten einer , differenzierten MafBfigur”'®.

Subjektiv sorgfaltswidrig handelt, wer nach seinen geistigen und korperlichen Verhaltnissen im Tatzeit-
punkt in der Lage ist, die an ihn gestellten objektiven Sorgfaltsanforderungen zu erkennen und zu erfiil-
len'?). Dies muss ihm auch zumutbar sein (§ 6 Abs. 1 StGB). Dabei kommt es darauf an, ob vom Beschul-
digten in der speziellen Tatsituation realistischer Weise erwartet werden hatte kdnnen, den objektiven
Sorgfaltsanforderungen zu entsprechen. Die subjektive Sorgfaltswidrigkeit wird solcherart also wieder-
um objektiviert. Nur wenn vor diesem Hintergrund der Beschuldigte/Verantwortliche alles ihm Mogliche
und Zumutbare unternommen hat, dieses Bemiihen aber trotzdem scheitert, scheidet (insofern nicht
Ubernahmsfahrlassigkeit zum Tragen kommt) eine Bestrafung aus??.

15 Siehe dazu Wessely in VStG, Raschauer/Wessely (Hrsg), Jan Sramek Verlag, 20152, 215. Eine eindeutige und zu keinen Zwei-
feln Anlass gebende Umschreibung des Verantwortungsbereichs liegt dann vor, wenn fiir die — in raumlicher, sachlicher und
allenfalls auch zeitlicher Hinsicht abgegrenzte — verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit immer nur eine von vornher-
ein feststehende Person in Betracht kommt (standige Rechtsprechung seit VwWGH 07.04.1995, 94/02/0470).

Lewisch in VStG, Lewisch/Fister/Weilguni, Manz, 20172, 67.

Siehe zB VwGH 28.05.2008, 2008/09/0117 mwN; 20.03.2018, Ra 2017/03/0092.

Wessely in N. Raschauer/Wessley [Hrsg.], VStG2, § 5, Rz 5ff.

VwSlg 9710 A/1978.

Zum Nichtvorliegen von Verschulden z. B. VwWGH 24.02.1999, 98/05/0039; 27.05.2010, 2008/03/0101; demgegeniiber zum
Vorliegen von Verschulden z. B. VwGH 24.11.1998, 98/05/0140; 24.11.2003, 2001/10/013.
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Wesentlich fir die Einordnung der Fahrlassigkeit ist die jingere Judikatur des VWGH, in ihr weist doch
der Gerichtshof darauf hin, dass ein wirksames Kontrollsystem (siehe Kapitel 3.5.4) ,einen von den ver-
waltungsstrafrechtlich verantwortlichen Personen zu beachtenden objektiven Sorgfaltsmal3stab [beinhaltet],
dessen Nichtbeachtung jedenfalls eine fahrldssige Vorgangsweise indiziert” Weiters heif3t es, dass in den
JLeitlinien der Rechtsprechung [...] insbesondere die Anforderungen detailliert [werden], denen ein solches
Kontrollsystem Gendlige leisten muss, diese geben damit den zu beachtenden SorgfaltsmaBstab im Sinn einer
zu beachtenden Verkehrssitte vor [...]. Die notwendige Beachtung dieses Sorgfaltsmal3stabs umfasst dabei ei-
nerseits die Einrichtung eines wirksamen Kontrollsystems, andererseits die Beachtung dieses Kontrollsystems
im Einzelfall. Ist in einer dem § 9 VStG unterliegenden juristischen Person kein den Vorgaben der Leitlinien ent-
sprechendes konkretes Kontrollsystem ausgebildet, wird dieser objektive SorgfaltsmaBstab nicht beachtet.?")
[Hervorhebungen nicht im Original]

Im Fall der Nichteinrichtung eines wirksamen Kontrollsystems wird der Beschuldigte mit anderen Worten
dem von ihm zu beachtenden objektiven SorgfaltsmaBstab nicht gerecht, was (eben auf einer objekti-
vierten Betrachtungsebene) eine fahrldssige Tatbegehung indiziert. Diese Indizwirkung soll nach dem
VwGH auch dann gelten, ,wenn die Darlegungsverpflichtung iSd § 5 Abs 1 zweiter Satz VStG gar nicht in
Betracht gezogen wird”. Entkraftet werden kann sie demnach auf Basis dieser Judikaturlinien nur dann,
wenn die Einhaltung des objektiven SorgfaltsmaBstabes subjektiv nicht zumutbar gewesen wire??,

Im Ergebnis flihrt dies (auch unter Beriicksichtigung des neuen § 5 Abs. 1a VStG) zu dem Ergebnis, dass
bei Nichtdarlegung eines wirksamen Kontrollsystems (1) die Fahrlassigkeitsvermutung des § 5 Abs. 1
Satz 2 VStG bei Ungehorsamsdelikten aufrecht bleibt (eine Exkulpierung also nicht gelingt), dessen un-
geachtet aber ohnedies (2) fahrldssige Tatbegehung indiziert wird, wobei fahrlassige Deliktsbegehung
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 VStG fiir eine verwaltungsstrafrechtliche Strafbarkeit grundsatzlich ausreicht.

3.5.2 Der Freibeweis in der Praxis

Mit der Obliegenheit zur Glaubhaftmachung des mangelnden Verschuldens wird dem Beschuldigten
zwar keine Beweislast im technischen Sinn auferlegt, dennoch reichen unsubstanziierte, allgemeine Be-
hauptungen nach der Rechtsprechung nicht aus. Vielmehr muss ein entsprechendes, ausreichend kon-
kretes Sachsubstrat vorgelegt werden??). Nach der standigen Judikatur des VWGH hat der Beschuldigte
LJinitiativ darzutun, was fiir seine Entlastung spricht”?®. Er muss sich gegen die im NormverstoB gelegene
Indizwirkung fahrlissigen Handelns,,zur Wehr setzen“?,

3.5.3 Sonderfall des verantwortlichen Beauftragten

Ist zur Einhaltung von Verwaltungsvorschriften ein verantwortlicher Beauftragter gemaf § 9 Abs. 1 VStG
bestellt, muss diesen Verantwortlichen zur Strafbarkeit an der Tatsache der Ubertretung ebenfalls ein
Verschulden gemessen an seinem eigenem Fehlverhalten treffen?9. Dies gilt freilich jeweils im Fall meh-
rerer (korrekt abgegrenzt bestellt) verantwortlicher Beauftragter fiir jeden von diesen ebenfalls. Wie auch
der zur Vertretung nach auBBen Bestellte muss die verwaltungsstrafrechtlich verantwortliche Person ge-
maB § 9 VStG aber nicht zwingend eigene operative Betitigung in der Uberwachung von Mitarbeitern
(als ,Unternehmenspolizist”) treffen?”), sondern wird sich angesichts der betrieblichen arbeitsteiligen
Aufgabenerfiillung regelmaBig zur Erfiillung ihrer rechtlichen Verpflichtungen der ihrer Anordnungs-
kompetenz unterworfenen nachgeordneten Hilfspersonen bedienen. Dabei reicht es aber nicht schon,
dass der verantwortliche Beauftragte (sachgemaR ausgewahlten) Dritten den Auftrag zur Erflillung der

) VwGH 20.03.2018, Ra 2017/03/0092; dem folgend VwGH 30.07.2018, Ra 2018/03/0061.
) VwGH 20.03.2018, Ra 2017/03/0092.
) Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni [Hrsg], VStG - Verwaltungsstrafgesetz2, Rz 9.
24 Siehe z. B.VWGH 20.05.1968, 0187/67; 14.10.1976, 1497/75 uvm.; jiingst VWGH 24.04.2018, Ra 2016/05/0140.
) Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni [Hrsg], VStG - Verwaltungsstrafgesetz2, Rz 9.
) VwGH 19.09.1990, 90/03/0148.
) Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni [Hrsg], VStG - Verwaltungsstrafgesetz2, Rz 42.
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ihn treffenden Verpflichtungen erteilt. Er hat der Erfiillung dieses Auftrags auch nachzugehen und die
entsprechenden Schritte zur wirksamen Durchsetzung zu tatigen.

3.5.4 Das wirksame Kontrollsystem

Dem verantwortlichen Beauftragten kommt es dabei nach MalBgabe der Rechtsprechung insbesondere
zu, zur Umsetzung der gegenliber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bestehenden Kontrollpflich-
ten ein wirksam begleitendes Kontrollsystem (,wirksames Kontrollsystem”) einzurichten, durch welches
die Einhaltung der einschlagigen Vorschriften jederzeit sichergestellt werden kann?®). Die vor dem Hin-
tergrund der Anforderung der (dul3erst strengen VwGH-Judikatur) geschaffenen Regel- und Kontrollsys-
teme haben folglich zum primaren Ziel, eine ,geeignete Malinahme” im Sinne von § 9 VStG darzustellen,
um den verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlichen vor Bestrafungen (und das Unternehmen vor einer
entsprechenden Solidarhaftung gemaB § 9 Abs. 7 VStG) zu bewahren??)., Die Effizienz eines solchen Re-
gel- und Kontrollsystems beurteilt sich nach einem, objektiven MaBstab”3?, In diesem Sinne ist,alles vor-
zukehren, wodurch bei pflichtgemaBer Aufmerksamkeit”3? ,unter den vorhersehbaren Verhaltnissen“3?
der Rechtsverstol3 ,hatte vermieden werden kdnnen”. Dazu gehort ,nicht nur ein ausreichend dichtes und
zuldinglich organisiertes Netz von Aufsichtsorganen, sondern auch dessen Uberwachung”3?.

Praxisbeispiel 8: Naheliegender Weise gibt es hochstgerichtliche Judikatur im Wesentlichen nur zu je-
nen Beispielen, in denen diese strengen Anforderungen nicht erreicht wurden. Nichtsdestotrotz lassen
sich daraus und auch aus den Gesetzesmaterialien zu VStG-Novelle 2018 dennoch Anhaltspunkte fiir
die Praxis destillieren:

e regelmaBige nicht bloB stichprobenartige Kontrolle durch externe Priifung oder interne Uber-
wachung (z. B. durch Betrauung geeigneter Mitarbeiter mit Kontrollaufgaben, fortlaufende Schu-
lungen, Einsatz automatisierter Uberwachungsinstrumente);

e Schulung eines verldsslichen Mitarbeiters, der mit einer entsprechenden Kontrollaufgabe betraut
wird;

e Einflihrung des Vier-Augen-Prinzips;

e Einflihrung eines unternehmensinternen Rechtsbeobachtungsprozesses (legal watch process)
einschlieBlich der Information aller befassten Mitarbeiter (z. B. durch Newsletter);

e Sicherstellung, dass die auf der jeweils Gibergeordneten Ebene erteilten Anordnungen (Weisun-
gen) zur Einhaltung der Vorschriften sowie die einschlagigen Schulungen auch an die jeweils
untergeordnete, zuletzt also an die unterste Hierarchieebene gelangen und dort auch tatsachlich
befolgt werden; Einfliihrung eines innerbetrieblichen Sanktionssystems;

e regelmaBige stichprobenartige Kontrollen;

e strukturiertes,Nachtatverhalten” (Meldepflichten im Anlassfall, Adaptierung des Kontrollsystems
zur Behebung des Verstol3es bzw. zur besseren Vermeidung des Risikos).

Weil das Vorhandensein des Kontrollsystems im Falle eines Verwaltungsstrafverfahrens darzutun ist, sollte
generell und ibergeordnet zu den obig festgehaltenen Punkten ein taugliches Dokumentationssystem
geschaffen werden. Anzuraten ist eine soweit moglich vollstandige schriftliche Dokumentation (gege-
benenfalls durch Protokollierung von miindlichen Gesprachen). Weiters empfiehlt sich eine regelmaBige
Auditierung. Hierin sollte sich idealerweise eine Kombination aus internen und externen MalBnahmen
der Qualitatssicherung widerspiegeln.

Vgl VwGH 08.11.2016, Ra 2016/11/0144.
Siehe dazu vor allem auch Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni [Hrsg], VStG - Verwaltungsstrafgesetz2, Rz 42.
VwWGH 27.02.1996, 94/04/0214; 09.12.1997, 97/04/0107; 02.06.1999, 98/04/0099.
VwGH 25.11.1987, 86/09/0174.
VwGH 07.03.1984, 84/09/0032.
VwGH 25.11.1987, 86/09/0174.
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3.6 Amtshaftung; Organhaftung

Wasser-, Abfall- und Gemeindeverbande im Bereich der Daseinsvorsorge kdnnen, soweit gesetzlich vor-
gesehen, mit hoheitlichen Aufgaben betraut werden (vgl. z. B. §§ 90 Abs. 3 und 95 WRG). In diesem Fall
bedienen sie sich nicht privatrechtlicher Mittel zur Erfiillung ihrer Aufgaben (Vertrdge), sondern kon-
nen hoheitliche Akte setzen (Erlassung von Verordnungen und Bescheiden) und sind mit Befehls- und
Zwangsbefugnissen (einseitige Anordnungsbefugnis) ausgestattet.

Die Haftung des Verbandes fiir Schaden im Rahmen hoheitlicher Aufgaben ist nach dem Amtshaftungs-
gesetz abzuhandeln, der Regress des Verbandes gegenlber den fiirihn handelnden Personen nach dem
Amtshaftungs- und Organhaftpflichtgesetz. Diese Rechtsvorschriften sehen Abweichungen von der bir-
gerlich-rechtlichen Haftung nach ABGB bzw. Dienstnehmerhaftpflicht vor, die fiir das handelnde Organ
teilweise glinstiger sind.

Ob und inwieweit Organhandeln in Verbdanden dem Hoheits- oder dem Privatwirtschaftsbereich zuzu-
ordnen ist, hangt von der jeweiligen Rechts- und Sachlage ab und kann daher kaum von vornherein
typisiert dargestellt werden.

Die Haftung trifft im Fall der hoheitlichen Tatigkeit jenen Rechtstrager, fir den der Verband funktionell
tatig gewesen ist, d. h. die Gemeinde(n) oder anderen Gebietskorperschaften (Bund, Lander), denen der
betreffende Vollzugsbereich zuzuordnen ist.

Ist auf den Schadensfall das Amtshaftungsrecht anzuwenden, weil der Verband hoheitlich gehandelt
hat, so haftet der Rechtstrager, fiir den der Verband tatig geworden ist und es ist der Regress auf Félle
groben Verschuldens (Vorsatz, grobe Fahrlassigkeit) beschrankt (siehe unten 3.7). Ist beispielsweise ein
Wasserverband der ihm obliegenden Aufsichtspflicht tiber eine Wasseranlage gemaf3 & 95 WRG nicht
ordnungsgemal nachgekommen und sind hierdurch Schaden (z. B. Uberschwemmung von Hausern
oder Gewadsserverunreinigungen) entstanden, so haftet hierfiir der Rechtstrager, fiir den der Verband bei
dieser Aufgabe tatig geworden ist, nach den Bestimmungen des AHG.

3.7 Riickgriff des Verbands gegeniiber den fiir den Verband handelnden Personen

Wie oben erwahnt, haftet fir eine Schadenszufiigung im Allgemeinen der Verband, doch ist es unter
bestimmten Voraussetzungen maoglich, dass der Verband wegen des ihm durch diese Haftung entstan-
denen Schadens Ruickgriff bei den fiir den Verein handelnden Personen nimmt. Die Verbandsfunktionare
kdnnen auBBerdem unter den folgenden Voraussetzungen nicht nur dann zur Haftung herangezogen
werden, wenn der Verband einem Dritten schadenersatzpflichtig geworden ist, sondern auch, wenn sie
(nur) dem Verband selbst Schaden zugefiigt haben.

Voraussetzung dafiir ist jedenfalls, dass die Verantwortlichen bei Erbringung ihrer Dienste den Schaden
schuldhaft (also zumindest fahrlassig) verursacht haben, wobei im Falle von Dienstnehmern die Haftung
durch das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz beschrankt ist:3¥ Bei einem sehr geringen Verschulden (soge-
nannte ,entschuldbare Fehlleistung”) haften Dienstnehmer dem Verband nicht, bei Fahrlassigkeit kann
der Ersatz aus Griinden der Billigkeit gemaf3igt oder bei leichtem Verschulden auch erlassen werden.

Wird nicht der Verband, sondern der Dienstnehmer selbst von einem Geschadigten in Anspruch genom-
men und hat er im Einverstandnis mit dem Verband oder aufgrund eines rechtskraftigen Urteils dem Drit-
ten den zugefiigten Schaden ersetzt, so kann er seinerseits vom Verband Riickersatz verlangen, wenn der
Verband selbst vom Dritten zum Ersatz des Schadens in Anspruch hatte genommen werden kénnen und
der Dienstnehmer nur fahrldssig gehandelt hat. Dabei bestimmt sich die Hohe des Riickersatzanspruches

34 Siehe § 2 Dienstnehmerhaftpflichtgesetz (DHG).
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nach den sinngemaf anzuwendenden Bestimmungen Uber die Haftung des Dienstnehmers gegeniiber
dem Dienstgeber3?),

Ist der einem Drittten zugefligte Schaden nicht bei einer privatwirtschaftlichen Tatigkeit verursacht
worden, sondern hat der Verband hoheitlich ,in Vollziehung der Gesetze” gehandelt und ist daher das
Amtshaftungsgesetz anzuwenden (siehe oben 3.6), so sind die Personen, die als Organe des Verbands
vorsatzlich oder grob fahrldssig gehandelt haben, zum Riickersatz an den Verband verpflichtet, wobei
wie beim Dienstnehmerhaftpflichtgesetz eine MaBigung des Ersatzes aus Griinden der Billigkeit moglich
ist.39 Besteht der Schaden des Verbands nicht in einer Ersatzpflicht gegeniiber einem Dritten, sondern ist
er unmittelbar beim Verband eingetreten, so ist die Haftung des Organs ebenfalls beschrankt, wobei das
dafiir geltende Organhaftpflichtgesetz3”) einen Ausschluss bzw eine MaBigung des Riickersatzes unter
denselben Voraussetzungen vorsieht wie das oben dargestellte Dienstnehmerhaftpflichtgesetz.

Keine Haftung trifft ein Organ nach dem Organhaftpflichtgesetz, wenn es liber Weisung seines Vorge-
setzten gehandelt hat, es sei denn, das Organ hatte die Weisung eines offenbar unzustandigen Vorge-
setzten befolgt oder in Befolgung der Weisung gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoBen.3®)

Wenn sich der Ersatz auf eine von einem Kollegialorgan beschlossenen Entscheidung oder Verfligung
griindet, so haften nur die Stimmfuhrer, die daflir gestimmt haben (wie mit Stimmenthaltung umzuge-
hen ist, sollte in den Satzungen geregelt sein). Beruht jedoch die Entscheidung oder Verfiigung auf einer
unvollstandigen oder unrichtigen Darstellung des Sachverhaltes durch den Berichterstatter, so haften
auch die Stimmfihrer, die daflir gestimmt haben, nicht, es sei denn, dal3 sie die pflichtmaBige Sorgfalt
grob fahrlassig auBer Acht gelassen haben.3?)

w
a

§ 3 DHG.

Vgl § 3 Amtshaftungsgesetz (AHG) in Verbindung mit § 2 Abs 2 DHG.
Siehe § 2 Organhaftpflichtgesetz (OrgHG)

§ 2 Abs 2 OrgHG; § 4 AHG.

§ 3 Abs 3 AHG, § 4 OrgHG.
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4  VERSICHERBARKEIT VON POTENZIELLEN HAFTUNGSFALLEN
4.1 Haftpflichtversicherung (D&O)

Um die Folgen einer zivilrechtlichen Inanspruchnahme (z.B. Klage) abzuwenden oder zu mindern, ist
der Abschluss einer Haftpflichtversicherung sinnvoll. Sie hat zwei Funktionen: Der Versicherer wehrt un-
berechtigte Anspriiche ab (= Rechtsschutzfunktion durch Kostentragung) und stellt von berechtigten
Anspriichen frei (= Befreiung durch Zahlung an Geschadigten).

Praxisbeispiel 9.: Ein Kanaldeckel, der zu einer Abwasserentsorgungseinrichtung gehort, ist fehlerhaft
montiert, weshalb ein Radfahrer zu Sturz kommt und sich am Korper verletzt. Der Abwasserverband
muss daher Schadenersatz leisten. Die Haftpflichtversicherung des Abwasserverbandes kann dieses
Haftungsrisiko decken.

Auch die D&O-Versicherung ist eine Haftpflichtversicherung. Ihre Besonderheit liegt darin, dass sie das
Fehlverhalten von Unternehmensleitern (=,Funktionare”) versichert. Versicherungsnehmerin und Prami-
enschuldnerin ist meist die Gesellschaft (Verband). Das Risiko, bei Amtshaftung im Regress in Anspruch
genommen zu werden, muss extra versichert werden.

Manchmal empfiehlt es sich, zusatzlich zu einer D&O-Versicherung auch eine E&O-Versicherung (Errors &
Omissions) fiir ,alltdgliche” Fehler (die keine Entscheidungen ,als Leitungsorgan” sind) abzuschlieBen. Das
Fehlverhalten sonstiger (nichtleitender) Mitarbeiter ist durch Betriebshaftpflichtversicherungen gedeckt.

Praxisbeispiel 10: Die Gemeinde oder der Abwasserverband bezahlen einen bei einem Dritten (z. B.
Anschlussinhaber, verletzter Radfahrer) verursachten Schaden. Sie nehmen Regress bei den verant-
wortlichen Funktionaren: Eine D&O- oder eine E&O-Versicherung kann dieses Risiko der Funktionare
abdecken.

4.2 Rechtsschutzversicherung

Die Rechtsschutzversicherung hat anders als die Haftpflichtversicherung zwar keine Befriedigungsfunk-
tion, sie gilt aber auch fir Aktivprozesse und kann vor allem (je nach Vereinbarung) auch fir (verwal-
tungs-)strafrechtliche Verfahren genommen werden.

Rechtsschutzversicherungen sollten méglichst schon fiir polizeiliche Vernehmungen anwaltliche Hilfe
bereitstellen, weil dort bereits Entscheidendes gesagt und festgehalten wird. In manchen Féllen bieten
auch Verbande selbst oder andere Organisationen entsprechende Hilfestellungen.

Der Bedingungsstand ist verschieden: Manche Rechtsschutzversicherungen decken bei Vorsatzdelikten
z. B. selbst dann nicht, wenn sich spater herausstellt, dass der Funktionar das Delikt nicht begangen hat.
Andere zahlen riickwirkend bei Einstellung oder Freispruch, wieder andere gewahren bei Vorsatz vorlau-
fig Deckung, der nur rlickwirkend bei Verurteilung entfallt.

4.3 Praxistipps

e Generell gilt: Die Angebote der Versicherungen sollten sorgfaltig gepriift und evaluiert werden.
Dies gilt unter anderem fur Selbstbehalte und Haftungsausschlisse.

e Schlief3en Sie die Versicherung nicht voreilig ab. Es kann sein, dass eine bestehende Versicherung -
etwa flir Gemeindefunktionare — auch die Tatigkeit im Verband bereits mit abdeckt.

e Esempfiehltsich, einen Berater (z. B. einen Makler) beizuziehen, um den Deckungsbedarf zu erhe-
ben.

e Vgl. weiterfiihrend auch OWAV-Arbeitsbehelf 7,,Grundsatze fiir die Versicherungen von Abwasser-
entsorgungsanlagen’, 2. Auflage 2019.
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ANHANG

Beispielhafte Aufzdahlung von Rechtsvorschriften und Rechtsbereichen, die fiir Verbéande im Bereich
der Wasser- und Abfallwirtschaft bedeutsam sein konnen

Anlagen- und betriebsbezogen:

e Wasserrecht (WRG, Abwasseremissionsverordnungen, Indirekteinleiterverordnung, Schongebiets-
verordnungen, Verordnung betreffend wassergefahrdende Stoffe, Landes-Abwasserentsorgungs-
gesetz usw.),

e Abfallrecht (Bundes-AWG, AWG der Lander; Altlastensanierungsgesetz, Abfallverzeichnisverord-

nung, Festsetzungsverordnung, Deponieverordnung, EU-Abfallverbringungsverordnung usw.),

Baurecht und Bautechnikvorschriften,

Gas- und Energierecht,

Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz,

Umweltmanagementgesetz,

Elektrotechnikgesetz,

Immissionsschutzrecht (IG-L, LRGK, DKV, Forstrecht usw.),

Chemikaliengesetz und -VO,

Giftlisteverordnung,

Atomhaftpflichtgesetz (alter Brandmelder!),

Stral3enverkehrsordnung,

Kraftfahrgesetz,

Gefahrgutbeférderungsgesetz,

Feuerpolizeigesetz,

Naturschutzrecht,

Landeselektrizitatsgesetze,

Elektrizitdatswirtschafts- und -organisationsgesetz.

Dienstnehmerbezogen:

e Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz,

e Arbeitsinspektionsgesetz,

e spezielle Schutzvorschriften wie: Arbeitsmittel-VO, Arbeitsstatten-VO, Aufziigesicherheits-VO, Bau-
arbeiterschutz-VO, Beschaftigungsverbote fiir weibliche Mitarbeiter, Bildschirmarbeits-VO, biolo-
gische Arbeitsstoffe, brennbare Flissigkeiten, Fachkenntnisse fiir bestimmte Arbeiten, Maschinen-
sicherheits-VO, Prifvorschriften fiir Kran- und Hebezeuge, Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente, Sicherheitsfachkrafte-VO, Sicherheitsvertrauenspersonen, Strahlenschutz-VO usw.,

e Berufsausbildungsgesetz (Lehrlinge),

e Gemeindebedienstetenschutzgesetz.

Administrativ-organisatorisch:

Vergaberecht,

Bauarbeitenkoordinationsgesetz,

Elektrizitatswirtschafts- und Organisationsgesetz (ELWOG),
Okostromgesetz,

Umweltinformationsgesetz,
Storfallinformationsverordnung,

Energieférderungsgesetz,

Umweltférderungsgesetz,

Konsumentenschutzgesetz,

Grundbuchsgesetz,
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Liegenschaftsteilungsgesetz,

MaB- und Eichgesetz,

ABGB,

Geblihrengesetz,

Finanz-, Steuer- und Abgabenvorschriften,
Umweltmanagementgesetz.

Diese Aufzahlung ist keineswegs vollstandig. Es liegt in der Verantwortung der zustandigen Funktionare,
sich einen Uberblick tiber die fiir den Verband und seine Tatigkeit (Anlagen) geltenden Vorschriften und
Bescheide zu verschaffen und fiir deren Einhaltung zu sorgen.

Hilfestellung geben hierzu insbesondere Organisationen wie OWAV, OVGW, Stadtebund, Gemeindebund
oder Kammern, in Form von Regelwerken und Kontaktstellen.

Auf die Publikationen solcher Stellen sowie auf die Rechtstexte unter www.ris.bka.qgv.at wird verwiesen.
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Abkiirzungsverzeichnis

AB
ABGB
Abs.
AUWR
BGBI.
BVergG
D&O
E&O

f

ff
gem.
idF.
i.d.R.
insb.
Nr.
OGH
sog.
StGB
usw.
VbVG
VStG
VwGH
WRG

z.B.
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Arbeitsbehelf

Allgemeines burgerliches Gesetzbuch
Absatz

Abteilung Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht
Bundesgesetzblatt
Bundesvergabegesetz

Directors & Officers

Errors & Omissions

folgende

fortfolgende

gemal

in der Fassung

in der Regel

insbesondere

Nummer

Oberster Gerichtshof

sogenannte

Strafgesetzbuch

und so weiter
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz
Verwaltungsstrafgesetz
Verwaltungsgerichtshof
Wasserrechtsgesetz

Ziffer, Zeile

zum Beispiel
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Osterreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsverband
Gegriindet 1909
1010 Wien, Marc-Aurel-Strale 5
Tel. +43-1-535 57 20, Fax +43-1-535 40 64, buero@oewav.at, www.oewav.at

Das osterreichische Kompetenz-Zentrum
fur Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft.

Veranstaltungen

Osterreichische Abfallwirtschaftstagung

Osterreichische Wasserwirtschaftstagung

Osterreichische Umweltrechtstage

Seminare und Fortbildungskurse zu aktuellen Themen der Wasser- und Abfallwirtschaft

Erfahrungsaustausch fiir Betreiber von Abfallbehandlungsanlagen

Kurse fur das Betriebspersonal von Abwasseranlagen, Praktikum auf Lehrklar- und Lehrkanal-

anlagen, Kanal- und Klaranlagen-Nachbarschaften

Kurse fiir das Betriebspersonal von Abfallbehandlungsanlagen

e Kurse in den Bereichen Gewasserpflege, kleine Stau- und Sperrenanlagen, Hochwasserschutz-
und Beschneiungsanlagen, Wildbachaufsicht und Neophytenmanagement

e Kurse in den Bereichen Recht & Wirtschaft

e Gemeinsame Veranstaltungen mit in- und auslandischen Fachorganisationen

e Exkursionen

Fachgruppen und Arbeitsausschiisse

e Ausarbeitung von Regelblattern, Arbeitsbehelfen und Merkblattern

e Erarbeitung von Expertinnen-, Positions- und Ausschusspapieren sowie Stellungnahmen zu
Gesetzesvorhaben

Beratung und Information
e Auskinfte und individuelle Beratung )
e Wasser- und abfallwirtschaftliche Informationsschriften und Beitrage, Offentlichkeitsarbeit

Veroffentlichungen

Fachzeitschrift,,Osterreichische Wasser- und Abfallwirtschaft” (OWAW)
OWAV-Homepage (www.oewav.at)

OWAV-News (HTML-Newsletter)

Tatigkeitsbericht des OWAV

Veréffentlichungen zu Tagungen und Seminaren des OWAV
Regelblatter®), Arbeitsbehelfe*) und Merkblatter des OWAV, Positions- und Ausschusspapiere
Informationsreihe Betriebspersonal Abwasseranlagen®)
OWAV-WKO-Umweltmerkblatter fiir Gewerbebetriebe
KA-Betriebsinfo')

Wiener Mitteilungen Wasser-Abwasser-Gewasser')

Verbindungsstelle (Nationalkomitee) der
e European Water Association - EWA

Mitglied der 6sterreichischen Vertretung zur

e European Union of National Associations of Water Suppliers and Waste Water Services — EurEau
(gem. mit OVGW)

e International Solid Waste Association — ISWA

e International Water Association — IWA (gem. mit OVGW)

*) in Kommission bei Austrian Standards plus GmbH, Wien
') Mitherausgeber






	Cover

	Impressum

	Vorwort

	Mitwirkende

	Inhaltsverzeichnis

	1 ZIELSETZUNG DES MERKBLATTS 
	2	HAFTUNG ALS „EINSTEHENMÜSSEN“ FÜR FEHLVERHALTEN
	2.1	Rechtswidrigkeit als Voraussetzung für Haftung
	2.2	Keine Strafe ohne Schuld
	2.2.1	Persönliches Risiko strafgerichtlicher Verfolgung
	2.2.2	Haftung auch für Fahrlässigkeit und Irrtum
	2.2.3	Sonderfälle der Haftung

	2.3	Sonderfall „Schuldfähigkeit“ von Verbänden und juristischen Personen
	2.3.1	Verbände und ihre Rechtsgrundlagen
	2.3.2	Satzungen als „Verfassung des Verbandes“
	2.3.3	Geschäftsführung nach dem WRG
	2.3.4	Haftung für Stimmverhalten
	2.3.5	Rechnungsprüfung und Schlichtungsverfahren


	3 ZIVILRECHTLICHE, STRAFRECHTLICHE UND VERWALTUNGS
STRAFRECHTLICHE HAFTUNG 
	3.1	Schutzgesetzverletzungen 
	3.2	Erhöhter Sorgfaltsmaßstab für Experten gemäß § 1299 ABGB
	3.3	Verstöße gegen das Vergaberecht
	3.4	Strafsanktionen bei Körperverletzung und Misswirtschaft
	3.4.1	Individualstrafrecht
	3.4.2	Verbandsverantwortlichkeitsrecht
	3.4.3	Beispiele

	3.5	Verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit für die Nichteinhaltung von Gesetz und Bescheid 
	3.5.1	Auch fahrlässiges Handeln ist strafbar
	3.5.2	Der Freibeweis in der Praxis
	3.5.3	Sonderfall des verantwortlichen Beauftragten
	3.5.4	Das wirksame Kontrollsystem

	3.6	Amtshaftung; Organhaftung
	3.7	Rückgriff des Verbands gegenüber den für den Verband handelnden Personen

	4 VERSICHERBARKEIT VON POTENZIELLEN HAFTUNGSFÄLLEN

	4.1	Haftpflichtversicherung (D&O)
	4.2	Rechtsschutzversicherung
	4.3	Praxistipps

	ANHANG 
	Abkürzungsverzeichnis


